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Die Streichung von Hartz-IV-Leistungen für EU-Bürger 

Deutsche Willkommenskultur
Von Peter Nowak

In Deutschland werden EU-Bürgern Hartz-IV-Leistungen gestrichen.

Manuel Paredo ist wütend. Bisher hat der in Deutschland lebende spanische Staatsbürger
Leistungen nach Hartz IV erhalten. Sie sollen ihm künftig verweigert werden. Seit Mitte
März haben tausende Erwerbslose aus EU-Ländern von den Jobcentern ein Schreiben mit
dieser Ankündigung erhalten. Hintergrund ist ein Vorbehalt, den die Bundesregierung
gegen das Europäische Fürsorgeabkommen (EFA) erklärt hat (Jungle World 17/2012). Nach
einer Anweisung, die das Bundesarbeitsministerium der Bundesagentur für Arbeit erteilte,
wurden bereits bewilligte Hartz-IV-Leistungen für EU-Bürger widerrufen und Neuanträge
abgelehnt.
Nach Informationen von Dilek Kolat (SPD), der Berliner Senatorin für Arbeit, Integration
und Frauen, könnten allein in Berlin 8 660 Erwerbslose aus EU-Ländern davon betroffen
sein. Die Senatorin geht allerdings davon aus, dass der tatsächliche Anteil geringer ist,
weil viele erwerbslose EU-Bürger in Berlin Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II
haben.

Allerdings haben auch Erwerbslose, die einen solchen Anspruch haben, das Schreiben des
Jobcenters erhalten, sagt der auf Sozialrecht spezialisierte Berliner Anwalt Lutz
Achenbach. Obwohl die Chancen groß seien, dass die Bescheide für rechtswidrig erklärt
werden, seien deswegen schon EU-Bürger ausgereist, sagt Achenbach. Dazu trage auch
die von den Berliner Jobcentern praktizierte Umsetzung der Anweisung aus dem
Ministerium bei, kritisiert sein Kollege Michael Wittich. So leiteten die Jobcenter die
Mitteilung über die Aufhebung von Hartz-IV-Leistungen nicht automatisch an die
Sozialämter weiter, kritisiert der Jurist. Eilentscheidungen, die das Jobcenter eigentlich zur
sofortigen Zahlung verpflichten, führten nicht immer zum Erfolg, berichtet der Anwalt. Ein
von Wittich vertretener spanischer Staatsbürger, der seit 2009 in Berlin lebt und seit 2010
Leistungen nach dem SGB II erhielt, hatte im Eilverfahren gegen die Verweigerung der
Hartz-IV-Leistungen Erfolg. Doch der Beschluss sei vom Jobcenter Friedrichshain-Kreuzberg
auch zwei Wochen später noch immer nicht umgesetzt worden. Es hat gegen die
Eilentscheidung Beschwerde vor dem Landesssozialgericht eingelegt und möchte erst
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dessen Entscheidung abwarten. Der Betroffene, der schon länger als einen Monat kein
Geld mehr erhalten hat, kann seine Miete nicht mehr zahlen, nun droht ihm der Verlust
der Wohnung.

Dass Menschen, denen auf diese Weise der Lebensunterhalt entzogen wird, ausreisen oder
im Niedriglohnsektor ihr Überleben zu sichern versuchen, ist eine Konsequenz dieser von
der Politik gewollten behördlichen Maßnahmen. Auch Kolat übt Kritik an der Streichung der
Hartz-IV-Leistungen: »Da Deutschland mehr denn je auf Fachkräfte aus dem Ausland
angewiesen ist, sollte jede Erschwerung für arbeitssuchende Europäer vermieden
werden.« Wie sehr die Senatorin dem deutschen Standortdenken verpflichtet ist, zeigt ihre
Begründung: »Gegenwärtig besteht aus Sicht des Senats keine begründete Sorge, dass es
zu einer vermehrten Einwanderung in unser Sozialsystem kommen könnte.« Mit dem
Argument, dass wegen der Wirtschaftskrise Menschen aus dem Süden Europas nach
Deutschland kommen könnten, begründet die Bundesregierung ihren Vorbehalt gegen das
EU-Fürsorgeprogramm. Menschen, die durch das vor allem von Deutschland forcierte
»Spardiktat« ihrer Lebensperspektive beraubt werden, sollen nicht auf den Gedanken
kommen, dass sie in dem Land, das von der EU-Krise am meisten profitiert, ein besseres
Leben führen könnten.

Die Berliner Gruppe »Zusammen! Gegen das Jobcenter Neukölln« möchte nun vor
Jobcentern, Konsulaten und an anderen Orten Flugblätter verteilen, mit denen Betroffene
über die rechtliche Situation und Möglichkeiten zum Widerstand informiert werden. Das
Motto »Solidarität statt Ausgrenzung« dürfte auch für Erwerbslosengruppen eine
Herausforderung sein. Denn auch bei ihnen besteht nicht immer Einigkeit darüber, dass
die soziale Sicherung auch für Menschen ohne deutschen Pass erkämpft werden muss.

© Jungle World Verlags GmbH


